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Einkommensteuer 

 

Ordnungsgemäß geführtes elektronisches Fahr-

tenbuch: Erfordernis der „äußeren geschlossenen 

Form“ und „zeitnahe“ Führung 
 

Das Finanzgericht Düsseldorf hat festgestellt, dass 

ein mit Hilfe eines Computerprogramms erzeug-

tes Fahrtenbuch nur dann eine äußere geschlos-

sene Form aufweist, wenn nachträgliche Verände-

rungen an den zu einem früheren Zeitpunkt ein-

gegebenen Daten nach der Funktionsweise des 

verwendeten Programms technisch ausgeschlos-

sen sind oder in ihrer Reichweite in der Datei 

selbst dokumentiert oder offengelegt werden und 

bereits bei gewöhnlicher Einsichtnahme in das 

elektronische Fahrtenbuch erkennbar sind. Alle er-

forderlichen Angaben müssen sich dem Fahrten-

buch selbst entnehmen lassen; ein Verweis auf er-

gänzende Unterlagen ist nur zulässig, wenn der 

geschlossene Charakter der Fahrtenbuchaufzeich-

nungen dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

Das Finanzgericht führt weiter aus, dass eine zeit-

nahe Führung vorliegt, wenn der Nutzer des Fahr-

zeugs die Eintragungen im Anschluss an die be-

treffenden Fahrten vornimmt. Wann die Eintra-

gungen im Streitfall konkret erfolgt sind, lässt sich 

hier mangels Vorlage der Protokolldateien nicht 

feststellen. Ob bereits dieser Umstand ausreicht, 

um dem Fahrtenbuch die Ordnungsmäßigkeit ab-

zuerkennen, bedarf keiner abschließenden Ent-

scheidung. Denn die Klägerin hat selbst einge-

räumt, dass die Eintragungen in das elektronische 

Fahrtenbuch gebündelt - üblicherweise nach je-

dem Tankvorgang - vorgenommen worden sind 

und die Fahrten in der Zwischenzeit lediglich auf 

Notizzetteln festgehalten werden. Abgesehen da-

von, dass diese Ursprungsaufzeichnungen ver-

nichtet wurden und sich infolgedessen nicht fest-

stellen lässt, ob die Notizzettel alle für eine ord-

nungsgemäße Fahrtenbuchführung benötigten 

Angaben (einschließlich km-Stand am Anfang und 

Ende der Fahrt, Fahrtziel und Fahrtzweck) enthiel-

ten, wird die gebündelte Eintragung der Fahrten 

mehrerer Tage bzw. sogar Wochen nicht den an 

ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch zu stellenden 

Anforderungen gerecht. Selbst nach eigenem 

Vortrag der Klägerin erfolgten die Eintragungen 

nur unregelmäßig, wobei - wenn man auf die Da-

ten der Tankvorgänge abstellt - zwischen einzel-

nen Eintragungen auch zwei oder mehr Wochen 

liegen konnten. Bei derartigen Abständen ist nicht 

mehr gewährleistet, dass alle Fahrten zutreffend 

erfasst sind. Dies gilt im Streitfall umso mehr, weil 

zwischendurch nur „Notizzettel“ geführt worden 

sein sollen und bei losen Zetteln stets die Gefahr 

besteht, dass diese verloren gehen.  

 

Zuordnung der ersten Tätigkeitsstätte eines ange-

stellten Bauleiters 
 

Ein Bauleiter war für eine AG tätig. Die AG hatte u. 

a. eine ortsfeste betriebliche Einrichtung an einem 

Ort (AG-Niederlassung), welcher im Arbeitsver-

trag des Klägers nur als „Einstellungsort“ bezeich-

net wurde. Ihm stand ein Firmenwagen - auch zur 

privaten Nutzung - zur Verfügung, dessen Nut-

zung der Arbeitgeber in den Lohnabrechnungen 

als Sachbezug nach der 0,03%-Regelung berück-

sichtigte. Der Bauleiter argumentierte, dass er 

keine erste Tätigkeitsstätte am Sitz seines Arbeit-

gebers habe. Ausdrückliche Absprachen über eine 

Zuweisung zu der ortsfesten betrieblichen Nieder-

lassung seien nämlich nicht getroffen worden. Er 

übe vielmehr eine Auswärtstätigkeit in Form der 

sog. Einsatzwechseltätigkeit aus. Das Finanzamt 

war der Ansicht, dass der Arbeitgeber dem Baulei-

ter eine erste Tätigkeitsstätte zugeordnet habe.  

Der Bundesfinanzhof gab dem Bauleiter Recht. 

Die Nennung eines Einstellungsorts in einem Ar-

beitsvertrag bestimmt für sich allein keine dauer-

hafte Zuordnung zu einer ortsfesten betrieblichen 

Einrichtung des Arbeitgebers. Daher ist der Ar-

beitslohn des Bauleiters zu Recht um die sich aus 

der Anwendung der 0,03%-Regelung ergebenden 

Beträge zu reduzieren und die geltend gemachten 

Verpflegungsmehraufwendungen sind als Wer-

bungskosten anzuerkennen. Vom Ansatz der Ent-

fernungspauschale ist abzusehen.  

Eine stillschweigende Zuordnung eines angestell-

ten Bauleiters zu einer ortsfesten betrieblichen 

Einrichtung des Arbeitgebers ergibt sich nicht al-

lein daraus, dass der Bauleiter die bestimmte be-

triebliche Einrichtung nur gelegentlich zur Aus-

übung seiner beruflichen Tätigkeit aufsuchen 

muss (z. B. Besprechungen), im Übrigen aber seine 

Arbeitsleistung ganz überwiegend außerhalb der 

festen Einrichtung erbringt. Entsprechendes gilt, 

wenn der Arbeitgeber in den Lohnabrechnungen 



 
 

 

für die private Nutzung des dem Arbeitnehmer 

überlassenen Dienstwagens die 0,03%-Regelung 

angewendet hat, so der Bundesfinanzhof. 

 

Umsatzsteuer 

 

Fristende für die umsatzsteuerliche Zuordnung 

von Gegenständen zum Unternehmen 

Bei gemischt genutzten Wirtschaftsgütern, welche 

mindestens zu 10% unternehmerisch genutzt wer-

den, haben die Unternehmer ein Zuordnungs-

wahlrecht. 

Die umsatzsteuerliche Zuordnung von Gegen-

ständen zum Unternehmen muss spätestens bis 

zur gesetzlichen Abgabefrist der Umsatzsteuer-

jahreserklärung erfolgen. Diese endet für das Ka-

lenderjahr 2023 am 02. September 2024. 

Wird die Zuordnung gegenüber dem Finanzamt 

bis zu diesem Zeitpunkt nicht erklärt, kann kein 

Vorsteuerabzug beansprucht werden. 

 

Änderungen 

 

Obligatorische Verwendung der E-Rechnung 
 

Ab 2025 soll es verpflichtend sein, eine elektroni-

sche Rechnung (E-Rechnung) auszustellen. Dies 

dient als Vorbereitung für die zukünftige Ver-

pflichtung zur transaktionsbezogenen Meldung 

von Umsätzen im B2B-Bereich (Business to Busi-

ness) an ein bundeseinheitliches elektronisches 

System der Verwaltung (Meldesystem). Als elekt-

ronische Rechnung gilt nur noch eine Rechnung, 

die in einem strukturierten elektronischen Format 

ausgestellt, übermittelt und empfangen wird und 

ihre elektronische Verarbeitung ermöglicht. Sie 

muss den Vorgaben der Richtlinie 2014/55/EU 

entsprechen. Rechnungen, die in einem anderen 

elektronischen Format oder auf Papier übermittelt 

werden, sollen unter dem neuen Begriff „sonstige 

Rechnung“ zusammengefasst werden. 

Kleinbetragsrechnungen (§ 33 UStDV) sind von 

der Regelung ausgenommen.  

 

Sonderregelung der privaten Nutzung von Elekt-

rofahrzeugen 
 

Aktuell ist nach der 1%-Regelung bei der privaten 

Nutzung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs, das 

keine CO2-Emissionen hat (reine Elektrofahrzeuge 

inkl. Brennstoffzellenfahrzeuge) lediglich ein Vier-

tel der Bemessungsgrundlage (Bruttolistenpreis) 

und nach der Fahrtenbuchregelung nur ein Viertel 

der Anschaffungskosten oder vergleichbarer Auf-

wendungen anzusetzen. Dies gilt bislang jedoch 

nur, wenn der Bruttolistenpreis des Kraftfahrzeugs 

nicht mehr als 60.000 Euro beträgt. 

Um die Nachfrage anzukurbeln und eine nachhal-

tige Mobilität trotz der gestiegenen Preise zu för-

dern, soll ab dem 01.01.2024 der Höchstbetrag um 

20.000 Euro auf 70.000 Euro (Entwurf: 80.000 

Euro) angehoben werden. Dies gilt entsprechend 

bei der Überlassung eines betrieblichen Kraftfahr-

zeugs an Arbeitnehmer. 

 

Photovoltaikanlagen (PVA) 
 

Seit dem 01.01.2023 werden die Einnahmen und 

die private Nutzung, also die Entnahmen, aus dem 

Betrieb von PVA mit einer installierten Brutto-

nennleistung (laut Marktstammdatenregister) von 

30 kW (Peak) auf Einfamilienhäusern und Gebäu-

den, die nicht Wohnzwecken dienen (z. B. Gewer-

beimmobilien) steuerbefreit. Die Steuerbefreiung 

gilt ebenfalls für Mehrfamilienhäuser und ge-

mischt genutzte Gebäude mit Wohn- und Gewer-

beeinheiten mit überwiegender Nutzung zu 

Wohnzwecken bis zu einer Bruttonennleistung 

von 15 kW (Peak) je Wohn- und Gewerbeeinheit, 

max. 100 kW (Peak) pro Steuerpflichtigen respek-

tive Mitunternehmerschaft. 

Die Befreiung ist unabhängig von der Verwen-

dung des erzeugten Stroms. Im Gegenzug dürfen 

Verluste aus PVA ab 2023 nicht mehr geltend ge-

macht werden.  

Die Lieferung und die Installation von PVA nebst 

Stromspeicher unterliegen seit dem 01.01.2023 ei-

nem Steuersatz von 0 %. Voraussetzung: Die In-

stallation erfolgt auf und in der Nähe von Privat-

wohnungen, Wohnungen sowie öffentlichen oder 

anderen Gebäuden, die für Tätigkeiten genutzt 

werden, die dem Gemeinwohl dienen. Die Voraus-

setzungen gelten als erfüllt, wenn die installierte 



 
 

 

Bruttonennleistung der PVA nicht mehr als 30 kW 

beträgt bzw. betragen wird. 

Hinweis 

Die Änderungen bei der Einkommensteuer gelten 

schon für das Besteuerungsjahr 2022! 

Durch die Einführung des Nullsteuersatzes wird 

seit dem 01.01.2023 in Rechnungen keine Umsatz-

steuer mehr ausgewiesen. Da keine Umsatzsteuer 

bezahlt wurde, können Unternehmer auch keine 

Vorsteuer beim Finanzamt geltend machen. An-

dererseits muss auch niemand mehr auf die Klein-

unternehmerregelung (§ 19 UStG) verzichten. 

 

Unentgeltliche oder verbilligte Mahlzeiten an Ar-

beitnehmer ab Januar 2024 
 

Mahlzeiten, die arbeitstäglich unentgeltlich oder 

verbilligt an die Arbeitnehmer abgegeben wer-

den, sind mit dem anteiligen amtlichen Sachbe-

zugswert lohnsteuerlich zu bewerten. Dies gilt ab 

01.01.2024 auch für Mahlzeiten, die dem Arbeit-

nehmer während einer beruflich veranlassten Aus-

wärtstätigkeit oder im Rahmen einer doppelten 

Haushaltsführung vom Arbeitgeber oder auf des-

sen Veranlassung von einem Dritten zur Verfü-

gung gestellt werden, wenn der Preis der Mahlzeit 

60 Euro nicht übersteigt.  

Die Sachbezugswerte ab dem Kalenderjahr 2024 

sind  

 für ein Mittag- oder Abendessen 4,13 Euro, 

 für ein Frühstück 2,17 Euro. 

Bei Vollverpflegung (Frühstück, Mittag- und 

Abendessen) sind die Mahlzeiten mit dem Wert 

von 10,43 Euro anzusetzen.  

Für freie oder verbilligte Unterkunft an Arbeitneh-

mer beträgt der Sachbezugswert 278 Euro (= ka-

lendertäglich 9,27 Euro). 

 

Neuregelungen bei Mini- und Midijobs 
 

Ab dem 01.01.2024 wird der gesetzliche Mindest-

lohn nach den Vorschlägen der Mindestlohnkom-

mission auf 12,41 Euro brutto je Zeitstunde stei-

gen. Die monatliche Verdienstgrenze im Minijob 

liegt aktuell noch bei 520 Euro im Monat. Diese 

Minijob-Grenze ist jetzt dynamisch ausgestaltet. 

Sie orientiert sich am Mindestlohn. Steigt dieser, 

erhöht sich auch die Mini-job-Grenze. Mit der Er-

höhung des Mindestlohns auf 12,41 Euro wird die 

Minijob-Grenze um 18 Euro auf 538 Euro monat-

lich steigen. Die Jahresverdienstgrenze erhöht sich 

entsprechend auf 6.456 Euro. An der Höchstar-

beitszeit im Minijob wird sich ab dem 01.01.2024 

nichts ändern.  

Wird zum Januar 2024 die Minijob-Grenze von 

520 Euro auf 538 Euro erhöht, verändert sich auch 

die untere Verdienstgrenze für eine Beschäftigung 

im Übergangsbereich. Ein Midijob beginnt also ab 

dem 01.01.2024 bei einem durchschnittlichen mo-

natlichen Verdienst von 538,01 Euro. Die obere 

Midijob-Grenze verändert sich nicht und liegt wei-

terhin bei maximal 2.000 Euro. 

 

Arbeitszeiterfassung 
 

Laut einem Gesetzentwurf des Bundesarbeitsmi-

nisteriums müssen Unternehmen sicherstellen, 

dass die Arbeitszeit ihrer Mitarbeiter genau erfasst 

wird. Es sieht vor, dass die tägliche Arbeitszeit der 

Beschäftigten in Deutschland elektronisch aufge-

zeichnet wird. Tarifparteien können Ausnahmen 

vereinbaren und Kleinbetriebe mit weniger als 

zehn Mitarbeitern sind ausgenommen. Das Gesetz 

sollte bis Ende 2023 verabschiedet sein. Bisher ist 

das aber noch nicht erfolgt.  

 

Transparenzregister 
 

Ab dem 01.01.2024 müssen alle wirtschaftlich Be-

rechtigten der Unternehmen in das Transparenz-

register eingetragen sein. Gesellschaften bürgerli-

chen Rechts (GbR) mussten sich bisher noch nicht 

registrieren lassen. Aber ab 2024 gilt auch für 

GbRs, die in das neue Gesellschaftsregister einge-

tragen werden, eine Mitteilungspflicht. 

 

Umsatzsteuer in der Gastronomie 
 

Der bis Jahresende ermäßigte Steuersatz von 7 % 

in der Gastronomie auf Essen im Restaurant wird 

nicht verlängert. Der Steuersatz liegt ab dem 

01.01.2024 wieder bei 19 %. Die ebenfalls lediglich 

zeitlich befristet ermäßigten Sätze der Biersteuer-

mengenstaffel werden dauerhaft entfristet, um so 

die mittelständisch geprägte Brauereistruktur zu 

erhalten. Auch Bierwürze wird von der Biersteuer 

befreit. 



 
 

 

 

 

Termine Steuern/Sozialversicherung Mai/Juni 2024 

Termine Steuern/Sozialversicherung Mai/Juni 2024 

Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.05.20241 10.06.20241 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag entfällt 10.06.2024 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag entfällt 10.06.2024 

Umsatzsteuer 10.05.20242 10.06.20243 

Ende der Schonfrist obiger 

Steuerarten bei Zahlung durch: 

Überweisung4 13.05.2024 13.06.2024 

Scheck5 10.05.2024 10.06.2024 

Gewerbesteuer 15.05.2024 entfällt 

Grundsteuer 15.05.2024 entfällt 

Ende der Schonfrist obiger 

Steuerarten bei Zahlung durch: 

Überweisung4 21.05.2024 entfällt 

Scheck5 10.05.2024 entfällt 

Sozialversicherung6 28.05.7/29.05.2024 29.06.2024 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidari-

tätszuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnaus-

schüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 

abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das abgelaufene 

Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektro-

nischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung 
bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts 
am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen 
eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich 
das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis 
spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.05.7/27.05.2024/24.06.2024, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin 
an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

7 Gilt für Bundesländer, in denen Fronleichnam ein gesetzlicher Feiertag ist. 
 


